
 

Den ausführlichen Jugend-Check können Sie hier einsehen: 

https://www.jugend-check.de/alle-jugend-checks/kinderrechte-im-grundgesetz/ 

Bei Fragen zu diesem Jugend-Check wenden Sie sich gerne an info@jugend-check.de. 
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Jugend-Check 
Der Jugend-Check ist ein Instrument der Gesetzesfolgenabschätzung. Mit ihm werden die Auswirkungen von Gesetzesvor-

haben auf junge Menschen zwischen 12 und 27 Jahren aufgezeigt. 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes zur ausdrücklichen Veranke-
rung der Kinderrechte (Kabinettsbefassung: 20.01.2021) 

Betroffene 
Gruppen junger 
Menschen: 

Betroffene sind junge Menschen  zwischen 12 und einschließlich 17 Jahren, die in Deutsch-

land leben.  

Das KomJC hat folgende zentrale Auswirkungen identifiziert: 

• Zwar sind Kinder und Jugendliche bereits Grundrechtsträger, ihre Rechte sollen künftig 

aber auch ausdrücklich verankert werden. Die ausdrückliche Verankerung von Kinderrech-

ten (Art 6 Abs. 2 S. 3 - S. 6 GG) kann zu einer besseren Sichtbarmachung der Kinderrechte 

im Grundgesetz führen. Dadurch könnte sich die gesellschaftliche Wahrnehmung stärker 

dahingehend verändern, junge Menschen mit ihren Anliegen ernst zu nehmen und sie als 

Träger subjektiver Rechte anzusehen.  

• Zudem kann sich eine Sichtbarmachung letztlich auch auf staatliche Entscheidungen ge-

genüber betroffenen jungen Menschen auswirken. Denn dies kann dazu beitragen, dass 

Kinderrechte noch stärker mitgedacht und dadurch bei Entscheidungen angemessen be-

rücksichtigt werden.  

• Es soll vor allem das Kindeswohlprinzip und das rechtliche Gehör (Anhörungsrecht) von 

Kindern in der Verfassung betont werden (Art. 6 Abs. 2 S. 4 und 5 GG). Dies kann die 

Rechtsstellung von Kindern und Familien und damit verbunden ihre individuellen Rechte 

stärken.  

• Die Formulierungen im Gesetzentwurf zum Kindeswohl und zum rechtlichen Gehör wei-

chen von der UN-KRK ab und bleiben hinter dieser zurück. Das Kindeswohl nach Art. 3 Abs. 

1 UN-KRK gilt als „vorrangig“ zu berücksichtigen. Zudem sieht Art. 12 Abs. 1 UN-KRK eine 

weitergehende Beteiligungsmöglichkeit als nur einen Anspruch auf rechtliches Gehör vor, 

indem die Kinder alters- und reifeangemessen in allen sie berührenden Angelegenheiten 

beteiligt werden sollen.  
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